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K l e i n e  A n f r a g e

Ich frage die Landesregierung:

1.  Wie viele Gewalttaten gegen Flüchtlinge bzw. Asylsuchende sind der Landes-
regierung in Baden-Württemberg für das Jahr 2022 bekannt? 

2.  Um welche Taten handelt es sich – bitte aufgeschlüsselt nach Datum, Ort, De-
liktsart, Kurzsachverhalt, Herkunft der Opfer, Anzahl, Alter und Geschlecht der 
Opfer sowie Anzahl, Alter und Geschlecht der Tatverdächtigen? 

3.  Wurden die Taten als politisch motivierte Kriminalität eingestuft und wenn ja, 
wie? 

4. Wurden die Taten als Hasskriminalität erfasst und wenn ja, welcher Art? 

5.		In	welchen	Fällen	hat	die	Polizei	darüber	öffentlich	informiert,	beispielsweise	
im Wege einer Pressemitteilung? 

6.  Wurden die Taten außerhalb, innerhalb oder im Umfeld der Unterkunft oder 
Wohnung der Opfer begangen (bitte einzeln aufgeschlüsselt)?
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und
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B e g r ü n d u n g

Es handelt sich um eine Folgeanfrage zur Kleinen Anfrage Drucksache 16/9999 
von März 2021, um ein aktuelles Bild der Situation zu erhalten.

A n t w o r t

Mit Schreiben vom 23. Juni 2023 Nr. IM3-0141.5-350/61/1 beantwortet das Mi-
nisterium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen die Kleine Anfrage wie 
folgt:

1.  Wie viele Gewalttaten gegen Flüchtlinge bzw. Asylsuchende sind der Landes-
regierung in Baden-Württemberg für das Jahr 2022 bekannt? 

2.  Um welche Taten handelt es sich – bitte aufgeschlüsselt nach Datum, Ort, De-
liktsart, Kurzsachverhalt, Herkunft der Opfer, Anzahl, Alter und Geschlecht der 
Opfer sowie Anzahl, Alter und Geschlecht der Tatverdächtigen? 

3.  Wurden die Taten als politisch motivierte Kriminalität eingestuft und wenn ja, 
wie?

4. Wurden die Taten als Hasskriminalität erfasst und wenn ja, welche Art?

6.  Wurden die Taten außerhalb, innerhalb oder im Umfeld der Unterkunft oder 
Wohnung der Opfer begangen (bitte einzeln aufgeschlüsselt)?

Zu 1. bis 4. und 6.:

Die Fragen 1 bis 4 sowie Frage 6 werden aufgrund des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Die nachstehende Beantwortung fußt auf die Fallzahlen der Politisch motivierten 
Kriminalität (PMK), womit die Darstellung ausschließlich Fälle von Geschädig-
ten aufgrund ihrer Rolle als Flüchtlinge bzw. Asylsuchende als Opfer von Straf-
taten beschreibt.

Die statistische Erfassung der PMK erfolgt auf der Grundlage des Kriminalpoli-
zeilichen Meldedienstes Politisch motivierte Kriminalität (KPMD-PMK). Mit Be-
schluss der ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder 
vom	10.	Mai	2001	sind	rückwirkend	zum	1.	Januar	2001	mit	dem	„Definitions-
system Politisch motivierte Kriminalität“ und den „Richtlinien für den Kriminal-
polizeilichen Meldedienst in Fällen Politisch motivierter Kriminalität (KPMD-
PMK)“	die	bundesweit	einheitlich	geltenden	Kriterien	zur	Definition	und	Erfas-
sung politisch motivierter Straftaten in Kraft gesetzt worden. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass die Fallzahlen politisch motivierter Straftaten mitunter Verände-
rungen unterliegen, da die zugrundeliegenden Straftaten regelmäßig noch Gegen-
stand laufender Ermittlungen sind.

Im Jahr 2022 wurden 102 Straftaten, davon fünf Gewaltdelikte, im Sinne der Fra-
gestellung	erfasst.	Ein	Überblick	zur	jeweiligen	Anzahl,	differenziert	nach	Phäno-
menbereichen und Delikten, ist der nachstehenden Tabelle zu entnehmen. 
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Von	 den	 im	 Jahr	 2022	 102	 erfassten	Angriffen	 gegen	 Flüchtlinge	 bzw.	Asylsu-
chende wurden 94 Fälle der Hasskriminalität zugerechnet, welche überwiegend 
den Themenfeldern „Fremdenfeindlich“, „Ausländerfeindlich“ sowie „Rassismus“ 
zuzuordnen waren (Anmerkung: Die einzelnen Fälle sind in der Regel mehreren 
Themenfeldern zugeordnet).

Eine	 detaillierte	Auflistung	 im	Sinne	 der	 Fragestellung	 ist	 den	 angeschlossenen	
Tabellen zu entnehmen. Eine dezidierte Darstellung der Kurzsachverhalte ist nicht 
mit verhältnismäßigem Aufwand in der für die Beantwortung zur Verfügung ste-
henden Zeit zu leisten.

_____________________________________

1  B = Beschuldigter, Anmerkung: Sofern die Felder befüllt sind, ist ein Beschuldigter/eine 
Beschuldigte bekannt.

2  G = Geschädigter, Anmerkung: Sofern die Felder befüllt sind, ist ein Geschädigter/eine 
Geschädigte bekannt.



4

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4876



5

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4876



6

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4876



7

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4876



8

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4876



9

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 4876

Ob eine Tat außerhalb, innerhalb oder im Umfeld der Unterkunft oder Wohnung 
der Opfer begangen wurde, ist kein Erfassungsmerkmal des KPMD-PMK. 
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5.		In	welchen	Fällen	hat	die	Polizei	darüber	öffentlich	informiert,	beispielsweise	
im Wege einer Pressemitteilung? 

Zu 5.:

Die Polizeidienststellen der Polizei Baden-Württemberg berichten im Rahmen 
ihrer Pressearbeit auch eigeninitiativ, neutral und objektiv bei bedeutenden Straf-
taten	und	Ereignissen,	die	 in	die	Öffentlichkeit	ausstrahlen.	Diese	Berichterstat-
tung erfolgt in der Regel über Pressemeldungen und bei Straftaten im Einverneh-
men mit der zuständigen Staatsanwaltschaft. Die abschließende Entscheidung zur 
Veröffentlichung	 einer	 Pressemeldung	 kann	 jeweils	 nur	 im	Einzelfall	 und	 unter	
Berücksichtigung	 der	 jeweiligen	 Umstände	 getroffen	 werden.	 In	 der	 Regel	 er-
folgt keine proaktive Berichterstattung bei einfach gelagerter Kriminalität. Die 
beschriebenen Pressemitteilungen sind dabei grundsätzlich anonymisiert, sodass 
eine nachträgliche Zuordnung zu einem bestimmten Aktenzeichen nicht in der für 
die Beantwortung zur Verfügung stehenden Zeit mit verhältnismäßigem Aufwand 
zu leisten ist. Weitere Ausführungen können auch der Antwort der Landesregie-
rung in der Drucksache 16/9999 entnommen werden.

Strobl
Minister des Inneren, 
für Digitalisierung und Kommunen
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